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Ich fühle mich heimatlos.
Udo Halbscheffel in einem Leserbrief zum geplanten Umzug der
Tübinger Buchhandlung Osiander in die Metzgergasse

Der Einladung zum Gesundheitstag des TAG-
BLATTS und des Universitätsklinikums Tübingen
folgten gestern Abend rund 400 Gäste ins Sparkas-
sen Carré. Es ging um die Volkskrankheit Rücken-
schmerzen: Vier Experten für Rückenleiden aus Tü-
bingen hielten Vorträge und stellten sich anschlie-
ßend den Fragen der Besucherinnen und Besucher:
Marco Gesicki, niedergelassener Orthopäde, Morten
Meyer, Teamleiter Orthopädie am Therapiezentrum
des Universitätsklinikums, Christian Walter, Ober-

arzt in der Orthopädischen Uniklinik und Prof. Niko-
laus Wülker, Ärztlicher Direktor der Orthopädischen
Uniklinik. „Das Gewicht des ganzen Rumpfes ruht
auf dem Kreuz, deshalb sind die Schmerzen dort
sehr häufig“, erklärte Wülker zunächst die Grundla-
gen. Und fügte hinzu: „Die genauen Ursachen zu fin-
den, ist oft schwierig.“ Auch deshalb stehe bei der
Therapie weniger im Vordergrund, woher die Schmer-
zen kommen, sondern eher, wie man sie wieder los wird.
„Die Wirbelsäule ist schlicht nicht dafür ausgelegt, dass

wir steinalt werden“, sagte Gesicki. Verschleißerschei-
nungen seien ab einem gewissen Alter normal. Die Ex-
perten rieten grundsätzlich eher zu konservativen The-
rapieformen wie Physiotherapie, Wärme und vorsichti-
ger Bewegung. „Eine Operation kann auch erfolgreich
sein“, so Wülker. Sie behebe aber nicht den Schmerz,
sondern seine Ursache. „Und die muss man vor einer OP
erstmal ganz genau kennen.“ Einen ausführlichen Bericht
über den Gesundheitstag zu Rückenleiden lesen Sie
morgen auf einer ganzen Seite. loz / Bild: Metz

Was dem Rücken bei Schmerzen gut tut

er als Gewerkschaft
keine Mehrheit im
Betrieb hat, ist im
Grunde ein Bittstel-

lerverein, der nichtsmehrwirklich
bewegen kann.“ Wolfgang Däu-
blersUrteil über das seit 2015 gülti-
ge „Tarifeinheitsgesetz“ ist eindeu-
tig: Die Regelung, nach der nur
noch die Mehrheitsgewerkschaft
im Betrieb wirksame Tarifverträge
abschließen darf, ist nicht mit dem
Grundgesetz vereinbar. Die dort
garantierte „Koalitionsfreiheit“, al-
so das Recht zu frei gewählter ge-
werkschaftlicher Organisierung
der Beschäftigten, darf noch nicht
einmal von möglichen Notstands-
gesetzen beeinträchtigt werden –
genauso wenig wie Streiks verbo-
ten werden können. Die Erfahrun-
gen aus der Zeit desNationalsozia-
lismus waren noch frisch, als der
Parlamentarische Rat das Grund-
gesetz am8.Mai 1949 beschloss.

Der in Dußlingen lebende Ar-
beitsrechtler Däubler reichte im
Auftrag des Deutschen Beamten-
bundes Klage beim Bundesverfas-
sungsgericht ein. Neben dem Be-
amtenbund klagt fast ein Dutzend
weiterer Gewerkschaften, darun-
ter Verdi, die Lokführer (GDL),
Flugbegleiter (UFO) und die Ärz-
tegewerkschaft Marburger Bund.
Am 24. und 25. Januar war mündli-
cheAnhörung inKarlsruhe.

Zwei Tage mündliche Verhand-
lung – „das ist ungewöhnlich“, sagt
Däubler. Zuvor schon hatten die
acht Richter des Ersten Senats fünf
Tage intern beraten, auch das ist
nach seiner Erfahrung nicht gera-
de üblich und deutet auf „intensi-
ve, kontroverse Diskussionen“ hin:
„Die Richter waren sehr aufge-
schlossen“, hätten alle Positionen
der Verfahrensbeteiligten ausführ-
lich zur Kenntnis genommen und
viel nachgefragt.

Auf Interesse sei auch das fol-
gende Beispiel gestoßen: In einem
Autohaus mit etwa hundert Be-
schäftigten gibt es acht Mitglieder
der IG Metall. Nun bildet sich auf
Anregung von leitenden Ange-
stellten flugs eine Gruppe der
„Christlichen Gewerkschaft Me-

W

tall“ (CGM)mit zwölfMitgliedern.
Die CGM schließt einen beschei-
denen Lohntarif ab. Weil sie nun
größer als die IG Metall ist, wird
nicht nur der bisherige IG Metall-
Lohntarif verdrängt – auch alle an-
deren Tarife etwa zu Arbeitszeit,
Fortbildung, Altersversorgung
werden nach neuem Recht sofort
unanwendbar. Däubler: „Das ist
völlig unverhältnismäßig.“

Hinzu kommt: Es ist gar nicht so
einfach, die genaue Zahl der jewei-
ligen Gewerkschaftsmitglieder in
einem Unternehmen festzustellen
– das könnte noch ganz andere
Probleme mit sich bringen. Denn
Gewerkschaften verraten im Tarif-

poker mit den Arbeitgebern schon
aus taktischen Gründen nicht gern
ihre Stärke oder eben auch ihre
Schwäche imBetrieb.

Und was ist mit dem Argument
der Arbeitgeberseite, mehrere Ta-
rifverträge in einem Betrieb führ-
ten zu Unfrieden und seien auch
organisatorisch schwer zu handha-
ben? Schon bisher gebe es häufig
„kein gleiches Recht für alle“, sagt
Däubler dazu. So hat jeder Arzt im
Krankenhaus das Wahlrecht zwi-
schen dem vom Marburger Bund
und jenem von Verdi abgeschlos-
senen Tarifvertrag. Häufig gebe es
auch ältere Kollegen, die Bestands-
schutz genießen und die damit un-
ter ein anderes Tarifrecht fallen,
als etwa später angestellte Be-
schäftigte des gleichen Betriebes.
Däubler: „Das funktioniert.“

Die Gründe, warum die Arbeit-
geber das Gesetz wollten, sind laut
Däubler andere. Bei der Bahn etwa
macht die streikfreudige Lokfüh-
rergewerkschaft GDL der deutlich
größeren Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft (EVG) seit ei-
niger Zeit auch Zugbegleiter ab-
spenstig. Die fühlten sich und ihre
Interessen bei der GDL besser auf-
gehoben. „Die Bahn will lieber ei-
ne pflegeleichte Gewerkschaft wie
die EVG als eine konsequente Inte-
ressensvertretungwie dieGDL.“

Pikant: Auch die IG Metall ist
für das Gesetz, wohl weil sie Kon-
kurrenz vor allem von Verdi fürch-
tet. Schon bei dem (erst 2010 revi-

dierten) Urteil des Bundesarbeits-
gerichts (BAG) von 1957 zur Tarif-
einheit spielte der Deutsche Ge-
werkschaftsbund offensichtlich ei-
ne maßgebliche Rolle, recher-
chierte Mit-Autor Klaus Bepler für
das Buch „Das neue Tarifeinheits-
recht“ (siehe Kasten). Denn in
dem Fall sei es zunächst gar nicht
um die Frage der Tarifeinheit im
Betrieb gegangen. Erst nach einem
Gespräch des damaligen Präsiden-
ten des Ersten Senats mit DGB-
Vertretern rutschte die Tarifein-
heit ins Urteil. Hintergrund war
wohl das vom DGB befürchtete
Aufkommen kleiner, eher radikaler
Gewerkschaften.

UndwannwirddasVerfassungs-
gericht denn nun entscheiden?
Wolfgang Däubler rechnet mit ei-
nemUrteil in diesemHerbst. Seine
Prognose: „Das Gesetz wird nicht
aufgehoben, aberman zieht ihmdie
Giftzähne.“ Etwa beim automati-
schen Unwirksam-Werden sämtli-
cher Verträge wie bei dem vor Ge-
richt diskutierten Autohaus-Bei-
spiel. Oder bei der Frage, ob man
vom Tarifeinheitsgesetz durch Ta-
rifvertrag abweichen kann.

So vereinbarte die GDL mit der
Bahnspitze 2015, ganz kurz vor In-
krafttreten des neuen Gesetzes,
dass das dort postulierte Prinzip
der Tarifeinheit bei der Bahn nicht
gilt. Jedenfalls nicht bis 2020, so-
lange dieser Tarifvertrag gültig ist.
Die Lokführer können also weiter-
hin separat mit dem Bahnkonzern
verhandeln. Däubler: „Da ist die
Welt nicht untergegangen.“

Tarifrecht Das TAGBLATT sprachmit demDußlinger ArbeitsrechtlerWolfgang Däubler, der für
den Deutschen Beamtenbund in Karlsruhe klagt: Wann kommt das Urteil? Von Volker Rekittke

Streit umTarifeinheit

Siehe „Übrigens“

Prof.WolfgangDäu-
bler (77) lehrt an der
Universität Bremen und
ist einer bekanntesten
deutschen Arbeitsrecht-
ler. Er schrieb ein viel zi-
tiertes Lehrbuch zum
Arbeitsrecht und gab
verschiedene Kommen-
tare unter anderem zum
Betriebsverfassungsge-
setz und zum Kündi-
gungsschutzrecht mit

heraus. Vergangenes Jahr
veröffentlichte Däubler
die kritische Betrachtung
„Das neue Tarifein-
heitsrecht“ – zusam-
men mit Prof. Klaus Be-
pler, Vorsitzender Rich-
ter am Bundesarbeits-
gericht a.D.. Gerade erst
erschien die 12. Auflage
von Däublers Standard-
werk „Gewerkschafts-
rechte im Betrieb“.

Wolfgang Däubler – ein viel zitierter Arbeitsrechtler

Wolfgang Däubler, Arbeitsrechtler

Die Bahn will
lieber eine

pflegeleichte Gewerk-
schaft wie die EVG
als eine konsequente
Interessensvertretung
wie die GDL.

Wolfgang Däubler Bild: Rekittke

ls das türkischeMilitär
am 12. September 1980
putschte,wurdebalddar-
auf der linkeGewerk-

schaftsbundDISKverboten, 1477
DISK-Gewerkschafterwurdenvor
demMilitärgericht in Istanbul an-
geklagt. Im Januar 2017 erklärteEr-
dogansAKP-RegierungeinenMe-
tallarbeiterstreik für illegal – und
damit fürbeendet. EsherrschtAus-
nahmezustand.Überall aufderWelt
bekämpfenautoritäreunddiktatori-
scheRegimeszuerstunabhängige
GewerkschaftenundMedien.

Deshalb ist es durchausbemer-
kenswert,wennein international
bekannterArbeitsrechtlerwie
WolfgangDäubler das seit Juli 2015
geltende „Tarifeinheitsgesetz“ aus
demHausevonArbeitsministerin
AndreaNahles (SPD)mit deutli-
chenWortenkritisiert. Es handele
sich „umeinenmassivenEingriff in
dieKoalitionsfreiheit“ nachArtikel
9 (3) desGrundgesetzes.Danach
darf jeder abhängigBeschäftigte
zusammenmit anderen eineKoali-
tion (Gewerkschaft) bildenoder
ihr beitreten.Undzwarder, die am
meisten für ihn tut.Undebennicht
der größten imBetrieb,weil nurdie
nachneuemRechtnochwirksame
Tarifverträge abschließendarf.

„Der faktischeEntzugdes
Rechts,Tarifverträge abzuschlie-
ßenunddafür einenArbeitskampf
zu führen, stellt einendenkbar
weitreichendenEingriff dar, der
nurnochdurch einGewerkschafts-
verbotübertroffenwerdenkönn-

A
te“, schriebDäubler bereits 2015 in
einemGutachten zumGesetzent-
wurf derBundesregierung – im
AuftragderLinken-Bundestags-
fraktion.Gewerkschaftsverbot!Das
ist harterTobak für eineArbeitsmi-
nisterin, diemal zum linkenFlügel
der Sozialdemokratengezähltwur-
de. Zumal dieseWorte vomMann
der ehemaligenSPD-Bundesjustiz-
ministerinHertaDäubler-Gmelin
stammen, die selbst zwei kleine
Künstlergewerkschaftenvordem
Bundesverfassungsgericht vertritt.
WolfgangDäubler streitet derweil
für denDeutschenBeamtenbund
gegendasNahles-Gesetz inKarls-
ruhe. Insgesamt fast einDutzend
Gewerkschaften, darunter auch
Verdi, klagt vor demVerfassungs-
gericht.Das gab esnochnie.

Einzigdiemächtige IGMetall
steht hinter demGesetzderGro-
ßenKoalition, das auchvonUnter-
nehmerverbändenbegrüßtwird –
aber voneinembreitenBündnis ab-
gelehntwird.Das reicht von linken
Gewerkschafternbis zur FDP.Wes-
halbKanzlerinAngelaMerkel noch
inder schwarz-gelbenKoalitiondie
Finger vonderheiklenMaterie
ließ.Die IGMetall hingegen fürch-
tet – nicht dieMachtderLokführer
oder Fluglotsen.Mit denenhat sie
kaum je zu tun. Es geht vielmehr
umdie zweitgrößtedeutscheGe-
werkschaft, glaubtWolfgangDäu-
bler:Verdi istKonkurrent imBe-
reichder Industriedienstleistungen.
AuchdassolltendieVerfassungs-
richterbei ihremUrteilbedenken.

Angriff per Gesetz auf die
Grundrechte der Beschäftigten

Übrigens
Volker Rekittke über die Klagen der Gewerkschaften in Karlsruhe

Kreis Tübingen. Der marode Fuhr-
park der Bahntochter RAB sorgt
auf der Ammertalbahn immer wie-
der für drangvolle Enge in den Zü-
gen. Seit 14 Tagen ist es besonders
schlimm. Zu Zeiten, in denen sonst
mindestens zwei Triebwagen zwi-
schen Tübingen und Herrenberg
unterwegs sind, fährt derzeit oft
nur einer. Berufspendler und Schü-
ler stehen dicht gedrängt im Zug

oder können gar nicht erst einstei-
gen. Beim kommunalen Zweckver-
band der Ammertalbahn spricht
man von „krassen Fehlleistungen“
der RAB und will Druck auf den
Betreiber der Schienenstrecke aus-
üben. Das Tübinger Landratsamt
prüft juristisch, ob wirtschaftliche
Sanktionenmöglich sind.

Fahrzeugausfälle auf der Ammertalbahn

Siehe „Kreis und Nachbarschaft“

Tübingen. Sein ehrenvolles Staats-
amt ist er los, dafür kommen jetzt
die ehrenvollen Auszeichnungen:
Am 17. Mai erhält Joachim Gauck,
der ehemalige Bundespräsident,
den Lucas-Preis der Evangelischen
Fakultät, die höchste Auszeich-
nung, die Tübingens Universität zu
vergeben hat. Dies teilte die Hoch-
schule gesternmit.

Die Fakultät würdigt mit der
Auszeichnung Gaucks „unbeirrtes
Engagement für Freiheit und Tole-
ranz wie auch für solide und quel-
lenorientierte wissenschaftliche
Arbeit“. Gauck trete aber auch „in
Zeiten eines wachsenden politi-
schen Populismus stets gegen eine
Verzeichnung geschichtlicher
Wirklichkeit aus politischen Grün-
den ein“. Überreicht wird die mit
50 000EurodotierteAuszeichnung
am Dienstag, 16. Mai, um 17.15 Uhr
imFestsaal derUniTübingen.

Der 77 Jahre alte Joachim Gauck
war von 2012 bis zum 18. März 2017
Präsident der Bundesrepublik
Deutschland. Er ist evangelischer

Theologe und arbeitete viele Jahre
als Pastor. 1989 begründete er das
oppositionelle „Neue Forum“ mit,
von 1991 bis 2000 war er Stasi-Be-
auftragter der Bundesregierung.
Nach Tübingen kam Gauck schon
einen Monat nach seiner Amtsein-
führung. Im April 2012 besuchte er
die Geschwister-Scholl-Schule,
sprach im Evangelischen Stift und
trug sich ins Goldene Buch der
Stadt ein.

Der Lucas-Preis fürNachwuchs-
wissenschaftler, der am gleichen
Tag vergeben wird, geht in diesem
Jahr an den aus China stammenden
Philosophen Dahan Fan. Er wird
für seine Doktorarbeit über „Die
Problematik der Interesselosigkeit
beiKant“ ausgezeichnet.

Der Dr. Leopold Lucas-Preis
wurde 1972 von Generalkonsul
Franz D. Lucas, einem Ehrensena-
tor der Universität Tübingen, ge-
stiftet. Preisträger waren unter an-
derem derDalai Lama, Karl Popper
und Ex-Bundespräsident Richard
vonWeizsäcker. uja

Lucas-Preis für
JoachimGauck
UniversitätDer ehemalige Bundespräsident
wird ausgezeichnet, weil er sich unbeirrt für
Freiheit und Toleranz engagierte.


